
 

 

Satzung über die Erhebung von Beiträgen 
für die öffentliche Abwasserentsorgung in den Mitgliedsgemeinden 
des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 

Fürstenwalde und Umland 
 

 

 

Aufgrund der §§ 2, 3, 12 und 28 Abs. 2 Nr. 9 der Kommunalverfassung des Landes 

Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S.286), geändert durch 

Artikel 15 des Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBl. I S.202, 207), i.V.m. den §§ 

1, 2, 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (Bbg-

KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174), zu-

letzt geändert durch das Vierte Gesetz zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 

für das Land Brandenburg vom 27. Mai 2009 (GVBl. I S. 160), sowie dem Gesetz über 

kommunale Gemeinschaftsarbeit (BbgGKG) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 28. Mai 1999 (GVBl. I S. 194), geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 23. 

September 2008 (GVBl. I S.202, 206), und § 9 der Verbandssatzung des Zweckver-

bandes Wasserver- und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland hat die 

Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasserver- und Abwasserentsorgung 

Fürstenwalde und Umland auf ihrer Sitzung vom 11.01.2010 die folgende Satzung 

beschlossen. 
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§ 1 
Abwasserentsorgungsanlage 

 

Der Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und 

Umland, nachfolgend Zweckverband genannt, betreibt nach Maßgabe seiner Abwas-

serbeseitigungssatzung in der jeweils aktuellen Fassung, Einrichtungen und Anlagen 

der Abwasserentsorgung und -behandlung für sein Verbandsgebiet als zwei jeweils 

selbständige öffentliche Anlagen, die Abwasserentsorgungsanlage Fürstenwalde 

gem. § 1 Abs. 1 lit. a) der Abwasserbeseitigungssatzung und die Abwasserentsor-

gungsanlage Lebus gem. § 1 Abs. 1 lit. b) der Abwasserbeseitigungssatzung. Die 

beiden selbständigen öffentlichen Abwasserentsorgungsanlagen Fürstenwalde und 

Lebus gem. § 1 Abs. 1 lit. a) und b) der Abwasserbeseitigungssatzung umfassen je-

weils eine einheitliche zentrale öffentliche Einrichtung zur Abwasserbeseitigung (Ab-

wasserentsorgungsanlage) für das jeweilige Gebiet nach § 1 Abs. 1 lit. a) und b) der 

Abwasserbeseitigungssatzung. Die beiden Abwasserentsorgungsanlagen nach § 1 

Abs. 1 lit. a) und b) der Abwasserbeseitigungssatzung bilden jeweils für sich eine 

rechtliche und wirtschaftliche Einheit. 
 

 

§ 2  
Begriffsbestimmungen 

 

(1) Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftli-

chen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaf-

ten verändert ist. 
 

(2) Grundstück im anschlussbeitragsrechtlichen Sinne ist regelmäßig jeder dem-

selben Eigentümer gehörende Teil der Grundfläche, der selbstständig baulich 

oder gewerblich genutzt werden kann (wirtschaftlicher Grundstücksbegriff). 
 

(3) Als Vollgeschosse im Sinne dieser Satzung gelten Vollgeschosse nach § 2 

Abs. 5 der Brandenburgischen Bauordnung in der Fassung der Neubekannt-

machung vom 25. März 1998 (GVBl. I, S. 82). 

 



 

§ 3 
Herstellungsbeitrag 

 

Zum teilweisen Ersatz des Aufwandes für die Anschaffung und Herstellung der jewei-

ligen öffentlichen Abwasserentsorgungsanlagen nach § 1 i.V.m. § 1 Abs. 1 lit. a) und 

b) der Abwasserbeseitigungssatzung des Zweckverbandes und als Gegenleistung für 

die durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme gebotenen wirtschaftlichen Vorteile 

erhebt der Zweckverband Herstellungsbeiträge entsprechend nachfolgender Rege-

lungen. 
 

 

§ 4 
Gegenstand der Herstellungsbeitragspflicht 

 

(1) Der Herstellungsbeitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die Abwas-

serentsorgungsanlage angeschlossen werden können und für die 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie be-

baut oder gewerblich genutzt werden dürfen 

oder 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie 

nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten 

städtebaulichen Entwicklung zur Bebauung anstehen. 
 

(2) Wird ein Grundstück an die Abwasserentsorgungsanlage tatsächlich ange-

schlossen, so unterliegt es der Herstellungsbeitragspflicht auch dann, wenn 

die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht vorliegen. 
 

 

§ 5 
Beitragssatz  

 

(1) Der Herstellungsbeitragssatz beträgt für die erstmalige Herstellung und An-

schaffung der Abwasserentsorgungsanlage Fürstenwalde gem. § 1 Abs. 1 lit. 

a) der Abwasserbeseitigungssatzung 2,33 Euro je m2 der nach § 6 ermittelten 

Grundstücksfläche. 



 

(2) Der Herstellungsbeitragssatz beträgt für die erstmalige Herstellung und An-

schaffung der Abwasserentsorgungsanlage Lebus gem. § 1 Abs. 1 lit. b) der 

Abwasserbeseitigungssatzung 2,09 Euro je m2 der nach § 6 ermittelten 

Grundstücksfläche. 
 

 

§ 6 
Beitragsmaßstab 

 

(1) Der Herstellungsbeitrag wird jeweils nach einem nutzungsbezogenen Flä-

chenmaßstab nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze berechnet. 
 

(2) Als anrechenbare Grundstücksfläche gilt: 

a) bei Grundstücken, die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes oder 

eines Vorhaben- und Erschließungsplans (VEP) liegen, die Fläche, für 

die im Bebauungsplan bzw. im VEP eine bauliche oder gewerbliche 

Nutzung festgesetzt ist, 

b) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan oder VEP besteht, die 

aber innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils liegen (In-

nenbereich, § 34 BauGB), die dem Innenbereich zuzuordnende Fläche 

des Grundstücks, 

 c) bei Grundstücken, die über die sich nach den Buchstaben a) und b) 

ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind,  

aa) und die mit einer Grundstücksgrenze an dem Hauptsammler-

grundstück (Grundstück in dem der Hauptsammler verläuft) an-

grenzen, die Fläche zwischen der dem Hauptsammlergrundstück 

zugewandten Grundstücksseite und einer dazu verlaufenden Pa-

rallelen, deren Abstand durch die bauordnungsrechtlich zulässi-

ge Bebauung oder gewerbliche Nutzung bestimmt wird, 

bb) und die nicht an ein Hauptsammlergrundstück angrenzen oder 

lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden öffentlichen 

oder privaten Weg mit diesem verbunden sind, die Fläche zwi-

schen der zu dem Hauptsammlergrundstück liegenden Grund-



 

stücksseite und einer dazu verlaufenden Parallelen, deren Ab-

stand durch die bauordnungsrechtlich zulässige Bebauung oder 

gewerbliche Nutzung bestimmt wird, wobei der das Grundstück 

verbindende Weg bei der Berechnung unberücksichtigt bleibt, 

cc) und bei denen die tatsächliche Bebauung über die bauordnungs-

rechtliche Bebauungsgrenze hinausgeht, ist die tatsächliche Be-

bauungsgrenze für die Grundstückstiefe maßgebend. 

d) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) der Teil der Grund-

fläche, der selbstständig baulich oder gewerblich genutzt wird. Dieser 

ist im Bescheid durch Beifügung eines maßstabsgerechten Lageplanes 

auszuweisen. 

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Friedhof 

festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 

Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden und auf denen 

Abwasser anfällt, die gesamte Grundfläche unter Berücksichtigung ei-

nes Nutzungsfaktor von 0,05. Die vorstehende Regelung gilt entspre-

chend z.B. für Sportplätze, Freibäder und Campingplätze. 
 

(3) Die nach Absatz 2 ermittelte Grundstücksfläche wird mit einem Nutzungsfaktor 

vervielfacht. Dieser beträgt: 

 für das erste Vollgeschoss  1,0 

 für jedes weitere Vollgeschoss weitere 0,6 
 

(4) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes 

oder eines VEP ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt : 

a) Ist die höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, ist diese 

Zahl anzusetzen. 

 b)  Ist nur die Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die 

höchstzulässige Höhe geteilt durch 2,8. Dabei werden Bruchzahlen bis 

0,5 auf die vorausgehende Zahl ab- und solche ab 0,5 auf die nächst-

folgende Zahl aufgerundet. 

  c) Ist nur die Baumassenzahl festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse 

die Baumassenzahl geteilt durch 2,8. Dabei werden Bruchzahlen bis 



 

0,5 auf die vorausgehende Zahl ab- und solche ab 0,5 auf die nächst-

folgende Zahl aufgerundet. 

d) Grundstücke, für die im Bebauungsplan eine gewerbliche Nutzung ohne 

Bebauung festgesetzt ist, werden wie Grundstücke mit eingeschossiger 

Bebaubarkeit behandelt. 

Ist tatsächlich eine höhere als die so ermittelte Zahl der Vollgeschosse vor-

handen oder genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. 
 

(5) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereichs eines Bebauungsplanes 

oder eines VEP und für Grundstücke, für die ein Bebauungsplan oder ein VEP 

die Zahl der Vollgeschosse, die Gebäudehöhe und die Baumassenzahl nicht 

festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse : 

a) bei bebauten Grundstücken aus der Zahl der tatsächlich vorhandenen 

Vollgeschosse. Für den Fall, dass die tatsächliche Geschosszahl hinter 

der zulässigen Geschosszahl zurückbleibt, ist die zulässige Geschoss-

zahl zugrunde zu legen. Die zulässige Geschosszahl ermittelt sich nach 

der Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwie-

gend vorhandenen Vollgeschosse. Ist die Zahl der Vollgeschosse we-

gen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststellbar, gilt bei gewerb-

lichen und industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m 

Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss, bei allen in anderer Weise 

baulich genutzten Grundstücken je angefangene 2,30 m Höhe des 

Bauwerks als ein Vollgeschoss. 

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken nach der Zahl der 

Vollgeschosse, die unter Berücksichtigung der näheren Umgebung 

nach § 34 BauGB zulässig sind. 

c) bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber ge-

werblich genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zugrunde ge-

legt. 
 

(6) Bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind oder für die eine Nutzung 

als Friedhof festgesetzt ist, gilt die Zahl von 0,25 Vollgeschossen. Bei Festset-

zung einer sonstigen Nutzung für das Grundstück (z. B. als Sport- und Cam-

pingplätze, Freibäder) gilt die Zahl von 0,75 Vollgeschossen. 



 

§ 7  
Entstehung der Beitragspflicht 

 

(1) Die Herstellungsbeitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung 

der Abwasserentsorgungsanlage einschließlich des Grundstücksanschlusses 

vor dem Grundstück, die den Anschluss des Grundstückes an die Abwasser-

entsorgungsanlage ermöglicht. 
 

(2) In den Fällen des § 4 Abs. 2 dieser Satzung entsteht die Herstellungsbeitrags-

pflicht mit dem Anschluss des Grundstückes. 
 

(3) Für Grundstücke, für die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits 

ein Anschluss besteht oder eine Anschlussmöglichkeit an die Abwasserent-

sorgungsanlage gegeben war, entsteht die Herstellungsbeitragspflicht mit In-

krafttreten dieser Satzung. In diesen Fällen entsteht keine Herstellungsbei-

tragspflicht, wenn für den Anschluss an die Abwasserentsorgungsanlage be-

reits eine Anschlussgebühren- oder Herstellungsbeitragspflicht nach früherem 

Recht entstanden war und wenn diese durch Zahlung oder Erlass erloschen 

ist. Hierfür besteht eine Nachweispflicht des Beitragspflichtigen. 
 

 

§ 8  
Beitragspflichtige 

 

(1) Beitragspflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbeschei-

des Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbau-

recht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

(2) Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle 

des Eigentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgeset-

zes vom 21. September 1994 (BGBl. I, S. 2457) genannten natürlichen oder 

juristischen Personen des privaten und des öffentlichen Rechts. Die Beitrags-

pflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt des Erlasses 

des Beitragsbescheides das Wahlrecht über die Bestellung eines Erbbaurech-

tes oder den Ankauf des Grundstücks gemäß §§ 15 und 16 des Sachen-



 

rechtsbereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen den Anspruch des 

Nutzers keine nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Einre-

den und Einwendungen geltend gemacht worden sind; andernfalls bleibt die 

Beitragspflicht des Grundstückseigentümers unberührt. 

(3) Mehrere aus gleichem Rechtsgrund Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 

 

§ 9 
Kostenerstattung 

 

(1) Der Zweckverband erhebt für die Herstellung weiterer, über den ersten hinaus-

gehender Grundstücksanschlüsse im Sinne des § 3 der Abwasserbeseiti-

gungssatzung Kostenerstattungen gemäß § 10 BbgKAG. Kostenerstattungen 

für den Aufwand der Erneuerung, Veränderung und Beseitigung der weiteren, 

über den ersten hinausgehenden Grundstücksanschlüsse sowie für die Kosten 

von deren Unterhaltung werden im Bedarfsfall auf einer jeweils gesonderten 

satzungsrechtlichen Grundlage erhoben. 

(2) Die Kostenerstattung für die Herstellung der weiteren über den ersten hin-

ausgehenden Grundstücksanschlüsse richtet sich nach den tatsächlichen 

Kosten und Aufwendungen des Zweckverbandes. 

(3) Die in den öffentlichen Straßen verlaufenden Abwassersammelleitungen gel-

ten als in der Straßenmitte verlaufend. 

(4) Kostenerstattungspflichtig ist der in § 8 der Satzung (Beitragspflichtige) ge-

nannte Personenkreis. 

(5) Die Kostenerstattung wird durch Bescheid geltend gemacht und ist einen Mo-

nat nach Bekanntgabe des Kostenerstattungsbescheides fällig. 
 

§ 10 
Vorausleistung 

 
Auf die künftige jeweilige Beitragsschuld können Vorausleistungen verlangt werden, 

sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Höhe der Vo-

rausleistungen beträgt 70 % der künftigen Beitragsschuld. Vorausleistungen werden 

vom Zweckverband nicht verzinst.  



 

 

§ 11 
Festsetzung und Fälligkeit  

 
Der Herstellungsbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Monat nach 

Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer 

Vorausleistung nach § 10. 
 

 

§ 12 
Ablösung 

 

Die Ablösung des Herstellungsbeitrages kann durch Vertrag vereinbart werden, so-

fern die jeweilige Beitragspflicht noch nicht entstanden ist. Die Höhe des Ablösebe-

trages ist nach Maßgabe des in § 6 bestimmten Beitragsmaßstabes und des in § 5 

festgesetzten Beitragssatzes zu ermitteln. Mit Zahlung des Ablösebetrages ist die 

jeweilige Beitragspflicht abgegolten. 
 

 

§ 13 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

 

Die Beitragspflichtigen sowie ihre Vertreter und Beauftragten haben dem Zweckver-

band jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung von Beiträgen 

oder Kostenerstattungen nach dieser Satzung erforderlich ist, sowie die zum Nach-

weis erforderlichen Unterlagen zur Einsichtnahme zu überlassen. Der Zweckverband 

und dessen Beauftragte können nach vorheriger Anmeldung an Ort und Stelle ermit-

teln. Die nach Satz 1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermögli-

chen und im erforderlichen Umfang zu unterstützen. Die Pflichtigen haben den Be-

auftragten des Zweckverbandes den ungehinderten Zutritt zu dem veranlagten oder 

zu veranlagenden Grundstück zu gestatten, um Prüfungen und Feststellungen vor-

zunehmen. 
 

 



 

§ 14 
Anzeigepflicht 

 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse, auch ohne Eintragung im Grundbuch, 

ist dem Zweckverband sowohl vom bisherigen Beitragspflichtigen als auch 

vom Rechtsnachfolger innerhalb eines Monats nach dem Wechsel schriftlich 

anzuzeigen. Dies gilt auch bei Schenkungen und in Erbfällen. Kommt der bis-

herige Pflichtige dieser Verpflichtung nicht, nicht richtig oder nicht fristgerecht 

nach, haftet er bis zum Eingang der Anzeige des Wechsels beim Zweckver-

band gesamtschuldnerisch neben dem Rechtsnachfolger. 

 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Beiträ-

ge oder der Kostenerstattung beeinflussen können, so hat der Pflichtige dies 

unverzüglich dem Zweckverband schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflich-

tung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen werden, geändert 

oder beseitigt werden. 
 

 

§ 15 
Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 3 Abs. 2 BbgKVerf handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig seinen Auskunfts- oder Anzeigepflichten aus § 13 oder § 14 

dieser Satzung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nach-

kommt. Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich oder fahrlässig entge-

gen 

 

a) § 13 Satz 1 die zum Nachweis erforderlichen Unterlagen nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig zur Einsichtnahme zu 

überlässt, 
 

b) § 13 Satz 3 Ermittlungen des Zweckverbandes oder dessen Beauftrag-

ter nicht ermöglicht oder nicht in dem erforderlichen Umfang unterstützt, 
 



 

c)  § 13 Satz 4 den Beauftragten des Zweckverbandes nicht den ungehin-

derten Zutritt zu dem veranlagten oder zu veranlagenden Grundstück 

gestattet. 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet 

werden. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, der aus der Ord-

nungswidrigkeit gezogen wurde, übersteigen. Reicht der in Satz 1 genannte 

Betrag hierzu nicht aus, so kann er überschritten werden. 
 

(3)  Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils geltenden Fas-

sung findet Anwendung. Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 

Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Verbandsvorsteher des Zweckverbandes. 
 

 

§ 16 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2010 in Kraft. 
 

 

_____________________________ 

Ort, Datum       DS 
 

_________________________ 
Reim 
Verbandsvorsteher 
 

 



 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die öffentliche Bekanntmachung der am _______________ ausgefertigten Beitrags-

satzung des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Fürs-

tenwalde und Umland wird hiermit angeordnet. 

Für den Fall, dass diese Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-

schriften, die in der Kommunalverfassung für das Land Brandenburg enthalten oder 

aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande gekommen ist, so ist die-

se Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 

öffentlichen Bekanntmachung der Satzung gegenüber dem Zweckverband unter der 

Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, gel-

tend gemacht worden ist. 

___________________________________ 

Ort, Datum 

         DS 

 

_________________________ 

Reim 

Verbandsvorsteher 

 


